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u	Preisträger 2016

Politik lokal

u	Wirtschaft lokal

u	Kultur lokal

u	Sport lokal

u	Gesellschaft lokal

u	Panorama lokal

u	Service lokal

Marktplatz der Argumente 
und der öffentlichen Diskussion

Politik ist ein öffentlicher Vorgang. Über die Entscheidungen für 
unser Gemeinwesen dürfen wir alle mitreden. Vor allem im  
Nahbereich ist diese Teilhabe für die Menschen von großer Bedeu-
tung. Die Lokalzeitung ist der Marktplatz für den Diskurs vor Ort. 
Sie liefert dazu die nötigen Informationen, Hintergründe und Argu-
mente. Als Anwalt und Vermittler moderiert die Redaktion eine 
lebendige Debatte, in der alle Stimmen Gehör finden. Und sie greift 
Themen auf, die die Verantwortlichen in den Gremien und in der 
Verwaltung kleinreden oder verschweigen.
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Zeitung als Anwalt der 
Menschen in der Region

Die Bewohner des deutsch-belgischen Grenzgebiets sorgen sich wegen veralteter Atomreaktoren in 

Belgien. Die Redaktion der Aachener Zeitung und der Aachener Nachrichten macht die Abschaltung 

zum Schwerpunktthema und setzt sich für die Menschen in der Region ein. 

Das Kernkraftwerk Tihange ist von 

Aachen 64 Kilometer entfernt. Bei 

einem Störfall wäre die Grenzregion 

direkt betroffen. Ähnliches gilt für 

das Kernkraftwerk Doel, das ebenfalls 

nahe der Grenze liegt. Beide Reakto-

ren sind technisch veraltet und gelten 

als unsicher. Das Thema bewegt nicht 

nur die Menschen rund um Aachen, 

sondern weit darüber hinaus. 

Immer wieder berichtet die Zeitung 

über Tihange, macht sich zum Anwalt 

der Bürger, greift die Kritik auf, spricht 

mit Experten. Sie löst damit viele 

Protestbewegungen in Aachen und 

Umgebung aus. Es gibt Demonst-

rationen, Petitionen, Klagen. In den 

Schaufenstern von Geschäften und 

auch in Privathäusern hängen Plakate. 

Ebenso wie die Bürger fordert auch der 

Landtag von Nordrhein-Westfalen die 

Abschaltung der Reaktoren. 

Der belgische Betreiber Engie-Elect-

rabel lässt die Kritiker abblitzen. Der 

Reaktor sei – trotz Tausender Haar-

risse – sicher, alle Anforderungen der 

Atomaufsichtsbehörde seien erfüllt. 

Die deutschen Behörden hingegen 

sehen die Lage sehr kritisch. Inzwi-

schen werden in der Region bereits 

Jodtabletten für den Ernstfall verteilt.

Um alle wesentlichen Aspekte des 

Themas zusammenzufassen, veröf-

fentlicht die Zeitung eine 16-seitige 

Beilage und verteilt sie flächendeckend 

an alle Haushalte des Verbreitungsge-

biets. Und sie veranstaltet ein Forum 

in Aachen, an dem Wissenschaftler, 

Bürgerinitiativen, Politiker und Journa-

listen teilnehmen. Da das Forum mit 

über 500 Gästen schnell ausgebucht 

ist, wird es als Live-Streaming über-

tragen. Leserinnen und Leser können 

online Fragen stellen. Ein Teil der Fra-

gen fließt in die Veranstaltung ein und 

wird dort beantwortet. 

Um dem Dauerthema und den vielen 

Fragen gerecht zu werden, dokumen-

tiert die Zeitung alle Aspekte in Print 

und Online ausführlich. In das digi-

tale Dossier (aachener-zeitung.de/

dossier/tihange und aachener-nach-

richten.de/dossier/tihange) ist zudem 

ein „Tihange-Monitor” integriert, der 

jeweils zeigt, welcher der Reaktor

blöcke in Betrieb oder abgeschaltet ist. 

Mit Engagement und Service setzt die 

Zeitung ein Zeichen.

SchlüSSelfigur, reizfigur
Jan Bens, Leiter der belgischen 
Atomaufsicht FANC 
▶ Seite 7

gretchenfrage
Warum steigt Belgien nicht 
aus der Atomkraft aus? 
▶ Seite 6

Protest! 
eine region macht mobil 

gegen Kernenergie
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Politik lokalPolitik lokal

Kontakt:

Thomas Thelen, stellv. Chefredakteur, Telefon: 0241/5101-323, E-Mail: t.thelen@zeitungsverlag-aachen.de 

Stichworte

ff Aktionen

ff Anwalt

ff Energie

ff Forum

ff Gesundheit

ff Hintergrund

ff Politik

ff Recherche / Investigation

ff Service

ff Umwelt
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Schon seit Jahren ist Bürgerbeteiligung bei der Braunschweiger Zeitung Programm. Nun setzt sie  

das auch bei der Kommunalwahl um. Zusammen mit Leserinnen und Lesern entwickelt die Redaktion 

ein Wahlprogramm, das als Prüfstein für den künftigen Stadtrat dient.

In der Vorbereitung zur Kommunal-

wahl am 11. September 2016 betritt 

die Lokalredaktion Neuland. Sie entwi-

ckelt ein Konzept mit zwei Zielen: Zum 

einen soll zusammen mit den Lesern 

in einem Workshop mit der Redaktion 

ein Leser-Wahlprogramm erarbeitet 

werden. Es soll als Maßstab für die 

Kommunalpolitik des Braunschwei-

ger Stadtrats bis 2021 dienen. Zum 

anderen soll durch eine umfängliche 

Berichterstattung die Wahlbeteiligung 

gesteigert werden. Beide Projekte 

werden von Leserforen flankiert.

Das hochgesteckte Ziel wird tatsäch-

lich erreicht. Die Wahlbeteiligung in 

Braunschweig, die 2011 noch 49,4 

Prozent betragen hatte, steigt auf 55,6 

Prozent. Sie liegt damit auch über dem 

Landesdurchschnitt.

Für das Leser-Wahlprogramm tragen 

die Teilnehmer des Leserforums 20 

Programmpunkte zusammen – vom 

Ausbau des öffentlichen Personennah-

verkehrs über die autofreie Stadt bis 

hin zum Bau von Wohnungen, Brücken 

und Straßen. Die Leser werden so auf 

neuartige Weise über Kommunalpoli-

tik informiert und zum Handeln moti-

viert. Im Gegensatz zu vielen Wahl-

programmen wird der Kriterienkatalog 

der Leser nicht abgeheftet, sondern 

bleibt fünf Jahre lang als Leitfaden auf 

der Tagesordnung der Redaktion. Sie 

greift kontinuierlich die Themen auf. 

Und sie zieht am Ende Bilanz, ob und 

wie eine Stadtpolitik für die Bürger 

gelungen ist.

In einem weiteren Leserforum wer-

den die Vorstellungen der Parteien und 

Kandidaten dem Check der Redak-

tion und der Leser unterzogen. Die 

Zeitung flankiert das über mehrere 

Wochen hinweg mit einer ausführli-

chen Berichterstattung. Zahlreiche 

Porträts, Erklärstücke und Hinter-

grundberichte lassen eine Topografie 

der Braunschweiger Kommunalpolitik 

entstehen. Sie wird sogar von Lehrern 

– angesichts des Wahlalters von 16

Jahren – im Unterricht eingesetzt. 

Die Zeitung macht die Bürger fit für 

den Wahltag. Und die Redaktion spürt, 

dass das Thema Kommunalpolitik 

durchaus ein Quotenbringer beim 

Lesewert sein kann. 

Politik lokalPolitik lokal

Kontakt:

Henning Noske, Lokalchef der Lokalredaktion Braunschweig, Telefon: 0531/30 00 332, E-Mail: henning.noske@bzv.de 

Cornelia Steiner, stellvertretende Lokalchefin der Lokalredaktion Braunschweig, Telefon: 0531/39 00 340,  

E-Mail: cornelia.steiner@bzv.de 

Zusammen mit den Leser  
entsteht ein Wahlprogramm

Stichworte

ff Aktionen

ff Anwalt

ff Demokratie

ff Forum

ff Gesellschaft

ff Heimat

ff Interaktiv

ff Kommunalpolitik

ff Service

ff Wahlen

ff Zukunft
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Der komplette Stadtrat eines Oberzentrums fällt auf die aberwitzige Idee eines halbseidenen  

Hochstaplers herein. Die Recherchen der Lokalzeitung durchleuchten den Spuk und beenden ihn 

schließlich. Sie wenden damit großen Schaden von der Stadt ab. 

„Haben Sie schon von diesem Investor 

gehört?” Mit dieser Frage fängt es an. 

Michael Ende, seit 25 Jahren Lokal

redakteur bei der Celleschen Zeitung, 

bekommt sie aus dem Umfeld der 

Ratspolitik zu hören. Er wird neugierig, 

 aber die Verantwortlichen im Celler 

Stadtrat wurden vom Oberbürgermeis-

ter zum Schweigen verdonnert – und 

halten tatsächlich dicht. So muss der 

Redakteur an viele Türen klopfen, führt 

 viele vertrauliche Gespräche, sich-

tet interne, geheime und unmissver-

ständliche Akten und E-Mail-Verkehr. 

Vier Wochen lang recherchiert er – 

neben dem normalen Tagesgeschäft – 

rings um das Thema und entdeckt 

eine ungeheuerliche Story: Da hatte 

wirklich ein dreister Hochstapler die 

gesamte Verwaltung und den Stadtrat 

von Celle mit hanebüchenen und haar-

sträubenden Behauptungen, die nie-

mand wirklich jemals überprüft hatte, 

zum Narren gehalten. 

Ein milliardenschwerer Investor will 

700 Millionen Euro in der Stadt inves-

tieren, eine Fabrik bauen und 1.800 

Arbeitsplätze schaffen. Angeblich. 

Denn die Recherchen ergeben, dass 

der Mann offensichtlich ein Hochstap-

ler ist, der gar keine eigene Firma und 

im Internet keine Spuren hinterlas-

sen hat; dass niemand die Geldgeber 

kennt; dass ein ähnlicher Millionen-

Deal in einer anderen Stadt bereits 

geplatzt ist; dass die Geschäftsidee 

nach Expertenmeinung gar nicht funk-

tionieren kann. 

Der Redakteur deckt all diese Unge-

reimtheiten auf. Der Stadtrat, der 

bereits in geheimer Sitzung für den 

Grundstücksverkauf votiert hat, 

erfährt aus der Zeitung, dass die Ver-

waltung schon jahrelang Verhand-

lungen mit dem Investor führt, aber 

keine Informationen über ihn und 

seine Geschäfte eingeholt hat. Nach 

der Veröffentlichung ist der Millionen-

Deal binnen einer Woche vom Tisch. 

Während im Rathaus Schweigen zu 

der Geschichte herrschte, bedankten 

sich die Leser. Dafür, dass die Lokalre-

daktion als Kontrollinstanz gegenüber 

grenzwertig handelnden Politikern 

funktioniert. 

LOKALES
www.cellesche-zeitung.de/lokales
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Ein Investor, der mit Hunder-
ten von Millionen herumhan-
tiert, aber nicht einmal eine 
Firma hat und von einem 
Wohnhaus 
in Kropp 
aus agiert. 
Eine Ge-
schäftsi-
dee, die in 
Celle nach 
Einschät-
zung von 
Experten 
gar nicht 
funktionieren kann. Ominöse 
Geldgeber, die niemand kennt 
und die geheim bleiben sollen. 
Ein geplatzter Millionen-Deal in 
Rendsburg. Warnungen vor 
einem Hochstapler, der Luft-
schlösser baut. Was brauchen 
Celles Entscheidungsträger 
eigentlich noch, bis bei ihnen 
sämtliche Alarmglocken klin-
geln?

Der Umstand, dass sich Cel-
les Politiker – und ihr oberster 
Wirtschaftsförderer vorneweg 
– an den zugegebenermaßen
geradezu monströsen Stroh-
halm einer Investitions-Fata-
Morgana klammern, lässt 
nichts Gutes ahnen: Gibt es 
denn nichts zu entwickeln, was 
Hand und Fuß hat? Muss es 
denn so eine Riesen-Nummer 
sein? Ginge Wirtschaftsförde-
rung nicht auch ein bisschen 
kleiner, aber dafür mit Boden-
haftung, Professionalität und 
Blick fürs Machbare?

Sicher, sicher: Natürlich be-
steht die Chance, dass das 
700-Millionen-Ding tatsächlich 
gebaut wird. Die Hoffnung 
stirbt halt meist zuletzt.

Michael Ende 

Fragen, Anregungen, Kritik? 
Als Mitarbeiter der  
Lokal-Redaktion freut sich  
Michael Ende am Montag 
über Rückmeldungen unter  
s (05141) 990-122.

Meinung

KontaKt

Klingelt’s?

Polizeibericht

Die cz bei FacebooK

Waldboden 
in Brand gesetzt

ALTENCELLE. 200 Quadrat-
meter brennenden Waldboden 
hat die Feuerwehr Altencelle 
am Donnerstag gelöscht. Das 
Feuer war in der Nähe des Ble-
ckenwegs ausgebrochen. Die 
Beamten gehen davon aus, 
dass der Brand nicht durch 
Selbstentzündung entstanden 
ist. Hinweise an die Polizei 
unter Telefon (05141) 277215.

Sittenstrolch 
in Triftanlagen

NEUENHÄUSEN. Ein Exhi-
bitionist hat sich am Donners-
tag gegen 17 Uhr in den Trift-
anlagen entblößt. Der Sitten-
strolch war etwa 30 Jahre alt 
und 1,70 Meter groß, trug kur-
ze schwarze Haare, ein oran-
gefarbenes T-Shirt und eine 
blaue Hose. Hinweise unter 
Telefon (05141) 277215.

Aktuelle Infos 
direkt aufs Handy

Unter www.facebook.com/
CellescheZeitung verbreiten 
wir täglich Neuigkeiten aus 
Stadt und Landkreis Celle, pos-
ten große Bildergalerien, verlo-
sen Preise und geben Hinweise 
auf Beiträge unserer Homepage 
www.cellesche-zeitung.de – 
fast 38.000 Nutzern gefällt 
dies bereits. In dieser Woche 
wurde vor allem über die Ver-
kehrsprobleme nach der Fer-
tigstellung des Celler Neu-
markt-Kreisels heiß diskutiert. 
Unsere Facebook-News gibt 
es als „CZConnect“ übrigens 
auch als Handy-App: für And-
roid, iOS und Windows Phone 
– gratis und auch für alle, die 
kein Facebook nutzen.

CELLE. Es gibt Dinge, die 
sind zu schön, um wahr zu 
sein. Dazu zählen wohl auch 
die Pläne von Peter Krämer. 
Der Mann aus Kropp in Schles-
wig-Holstein tritt in Celle als 
„Investor“ auf – und was für 
einer: Sage und schreibe 800 
Millionen Euro wollte Krämer 
in Celle in ein Mega-Projekt 
stecken. Auf 140.000 Quadrat-
metern im Wietzenbrucher La-
denhüter-Gewerbegebiet Kolk-
wiesen wollte er eine Zerspa-
nungs-Fabrik mit 1000 Mit-
arbeitern aus dem Boden 
stampfen. Ein Riesenbetrieb 
mit vielen Jobs, sprudelnde Ge-
werbesteuer: herrlich. Wäh-
rend Zweifler aus der Politik 
warnten, ließ sich die Verwal-
tungsspitze und auf ihr Betrei-
ben auch der Rat auf das Wag-
nis mit dem Super-Investor ein. 
Das Resultat könnte ein Super-
Flop werden.

Bisher wurde dieses wichti-
ge Thema nur in nichtöffentli-
chen Sitzungen behandelt. Der 
CZ liegen Protokolle dazu vor. 
Sie belegen, wie Wunschden-
ken gepaart mit Naivität dazu 
führen kann, dass realistische 
Bedenken vom Tisch gewischt 
werden – getreu dem Motto: 
„Wird schon schiefgehen.“ Und 
dann? Dann geht es auch mal 
schief.

Am 7. Juni 2016 stellte die 
Verwaltung das Projekt zuerst 
im Ausschuss für Stadtent-
wicklung vor. Da keinerlei Re-
ferenzen über Krämer vorla-
gen, entwickelte sich eine 
„kontroverse Diskussion“, wie 
es im Protokoll heißt. Sowohl 
CDU als auch SPD wollten Nä-
heres erfahren – besonders, 
was die Realisierungswahr-
scheinlichkeit und die Liquidi-
tät des Investors anging.

„SPielgelD“ auS  
DunKlen Quellen?

Im nichtöffentlichen Teil der 
Ratssitzung von 16. Juni wies 
Oberbürgermeister Dirk-Ul-
rich Mende (SPD) laut Proto-
koll darauf hin, „dass es sich 
um ein Vorhaben handele, bei 
dem man mutig sein müsse“ – 
auch wenn es „sicherlich ein 
gewisses Risiko“ gebe. Jetzt 
war „nur“ noch von 700 Millio-
nen Euro die Rede: „Derzeit sei 
jedoch fraglich, woher das 
Geld komme.“ Es kursierten 
Gerückte, denen zufolge der 
Investor „aus Kanada komme 
und in der Ölbranche“ tätig sei. 
Anderen Gerüchten zufolge 
sollte das Geld aus dunklen 
Quellen in Russland oder der 
Ukraine stammen. Irgendein 
Oligarch wolle hier sein „Spiel-
geld“ anlegen, hieß es.

Referenzen könne der Inves-
tor nicht vorweisen, heißt es im 
Protokoll der geheimen Rats-
sitzung. Bis auf eine: „Ein ähn-
liches Verfahren sei kürzlich 

auch in Rendsburg abgesegnet 
worden. Den Kaufpreis für das 
Grundstück wolle der Interes-
sent zum 1. August des Jahres 
bezahlen, spätestens dann sol-
le der Investor offengelegt 
werden. Der Oberbürgermeis-
ter bittet den Rat um Zustim-
mung zu dem geplanten Vorha-
ben.“

Während laut Sitzungsproto-
koll Jürgen Rentsch (SPD) sag-
te, „dass bei der sich bietenden 
Großchance dieses kleine Risi-
ko ohne Weite-
res zu ver-
nachlässigen 
sei“, war Hei-
ko Gevers 
(CDU) arg-
wöhnisch: Er 
sagte, er kön-
ne das „ge-
heimnisvolle 
Agieren des Investors“ nicht 
nachvollziehen. Außerdem 
wies Gevers auf die dürftige 
Verkehrsanbindung der Kolk-
wiesen hin – und das bei einem 
Projekt, das eigentlich einen 
eigenen Hafen bräuchte. Men-
de sagte daraufhin, dass der 
„Anlieferverkehr über die A7 
leistbar“ sei und der Hafen am 
Mittellandkanal in Hannover 
„mit eingebunden“ werden sol-
le. Außerdem solle das Werk 
einen Betriebskindergarten 
bekommen, freute sich der OB.

Torsten Schoeps (WG) er-
klärte, „man sollte diesen 
wichtigen Schritt durchaus 
wagen“ und Udo Hörstmann 
wischte Bedenken vom Tisch: 
Es gebe zu viel „Kleinkrämer-
tum“, das Risiko sei „kalkulier-
bar“. Einer appellierte an den 
gesunden Menschenverstand: 
„Ratsherr Stephan Ohl (Grüne) 
gibt zu bedenken, dass sich je-
des Ratsmitglied mal hinter-
fragen sollte, ob man als Pri-
vatperson auch sein Grund-

stück unter 
diesen nebulö-
sen Bedingun-
gen verkaufen 
würde.“

Trotz aller 
Bedenken be-
schloss der 
„geheime“ Rat 
laut Protokoll 

auf Anraten Mendes bei sieben 
Enthaltungen einstimmig, dass 
140.000 Quadratmeter Kolk-
wiese zu einem Preis zwischen 
12 und 14 Euro pro Quadratme-
ter an Peter Krämer verkauft 
werden sollten. So wollte man 
1,96 Millionen Euro einnehmen.

Wer ist dieser Peter Krämer, 
der von einem Wohnhaus am 
Kropper Blumenweg aus mit 
Millionen jongliert und in 
Rendsburg bereits erfolgreich 
tätig gewesen sein soll? Im 
Internet gibt es keine Infor-

mationen 
über ihn 
und seine 
Firma 
„bakaro-

tec“. Nach CZ-Informationen 
sollen sich Verwaltungsmit-
arbeiter mit „Mister Unbe-
kannt“ sogar auf Tankstellen 
getroffen haben, um den 
Mega-Deal einzufädeln. Mys-
teriöse Agenten-Methoden 
wie aus einem schlechten 
Film. Was steckt dahinter? Die 
CZ tut etwas, was die städti-
schen Entscheidungsträger 
offenbar nicht getan haben: 
Sie fragt einfach mal in Rends-
burg nach.

Ähnlicher Deal in 
renDSburg FloPPt

Dort kann sich Klaus Brun-
kert, Aufsichtsratsvorsitzender 
der Rendsburg Port Authority, 
ein Grinsen nicht verkneifen, 
als er Krämers Namen hört. 
„Ja“, sagt Brunkert, „der Herr 
Krämer war hier aktiv, sogar 
sehr aktiv.“ 
Krämer habe 
vorgegeben, 
den ganzen 
Osterrönfelder 
Hafen am 
Nordostsee-
Kanal kaufen 
zu wollen. Für 
120 Millionen 
Euro. „Hinsichtlich der Zah-
lung hat er uns wieder und 
wieder vertröstet. Und da er 
am 1. August kein Geld auf den 
Tisch legen konnte, ist das The-
ma Krämer für uns erledigt“, 
so Brunkert, der von Krämers 
Celler Plänen bereits gehört 
hat: „Er versuchte, Celle gegen 
uns auszuspielen, und sagte, 
wenn er hier nicht zum Zuge 
komme, werde er eben in Celle 
investieren.“ Der CDU-Politi-
ker Brunkert wünscht den Cel-
lern sarkastisch „viel Erfolg“ 
mit diesem Investor: „Ich weiß, 
dass der Celler Oberbürger-
meister unheimlich heiß auf 
das Geschäft ist, das er im 
Wahlkampf gerne als Erfolg 

präsentieren würde – aber ich 
fürchte, daraus wird nichts.“

zweiFel  
an Der SerioSitÄt

Von einer Riesen-Investition 
wie dem 800-Millionen-Deal 
hätte man beim Verband der 
Metallindustriellen Niedersach-
sen etwas gehört. Volker 
Schmidt, Hauptgeschäftsführer 
von NiedersachsenMetall, 
schüttelt auf CZ-Anfrage den 
Kopf: „Herr Krämer ist in der 
Branche ein völlig Unbekannter. 
In Fachkreisen kann man über 
diese Celler Geschichte nur den 
Kopf schütteln.“ Die Seriosität 
von Krämer „müsse nachdrück-
lich angezweifelt“ werden, so 
Schmidt. Er wundert sich über 
die Celler: „Es sollte doch be-
kannt sein, dass Zerspanungs-
technik kein High Tech ist und 
an sich nicht nach Deutschland 
passt.“ Außerdem müssten bei 
einem Werk der Celler Traum-
Größe immense Mengen an Ma-
terial angeliefert und abtrans-

portiert wer-
den: „Dafür 
braucht man 
einen Hafen – 
keine grüne 
Wiese an einer 
Landesstra-
ße.“

Als die CZ 
Krämer an-

ruft, erklärt er auf Nachfrage, 
dass er in Celle nun sogar 1800 
Jobs schaffen möchte: „Das ist 
alles schon abgeklärt.“ Woher 
er das viele Geld hat? „Darüber 
kann ich jetzt nicht reden – ich 
habe eine Verschwiegenheits-
klausel unterschrieben“, sagt 
Krämer, während im Hinter-
grund Volksmusik aus dem Ra-
dio dudelt. Die private Atmo-
sphäre ist kein Zufall: „Ich habe 
keine Firma im Moment“, sagt 
Krämer – aber das brauche er 
auch nicht: „Bloß, weil man 
nicht bekannt ist, ist man ja 
noch kein Spinner.“ Den Kauf-
vertrag über die Kolkwiesen 
wolle er mit der Stadt Celle An-
fang September unterzeichnen, 

sagt Krämer: „Herr 
Mende würde da ja 
nicht mitmachen, wenn 
er mir nicht glauben 
würde.“  Michael Ende

Der 800-Millionen-Euro-Deal
Mysteriöser Super-Investor will in Celle 1800 Arbeitsplätze aus dem Boden stampfen

Rauchende Schornsteine, blühende Industrie-Landschaften – etwas Ähnliches 
wie das Stahlwerk des Industriekonzerns ThyssenKrupp in Duisburg dürfte 
den Befürwortern des Celler Mega-Deals vorschweben.
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Im Wietzenbrucher Gewerbegebiet 
Kolkwiesen ist noch Platz – 
sehr viel Platz.

Kein Geld:  
Das Thema  

Krämer ist für 
uns erledigt.

Klaus Brunkert

Vorhaben, bei 
dem man mutig 

sein muss.

Dirk-Ulrich Mende 
laut Protokoll vom 16. Juni

Politik lokalPolitik lokal

Kontakt:

Michael Ende, Lokalredakteur, Telefon: 05141/990122, E-Mail: m.ende@cellesche-zeitung.de

Akribische Recherche 
lässt Spuk auffliegen

Stichworte

ff Hintergrund
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ff Kontinuität
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ff Wächteramt

ff Wirtschaft
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Was macht eine so plötzliche, zahlenmäßig große Migration mit einer Stadt wie Hamburg?  

Dieser Frage geht das Hamburger Abendblatt nach. Die Zeitung untersucht die Herausforderungen 

der Flüchtlingskrise und nimmt eine Bestandsaufnahme für alle Gesellschaftsbereiche vor. 

Über die Flüchtlinge ist viel gespro-

chen worden. Über ihre Unterbrin-

gung. Über ihre Religion. Vor allem 

über ihre schiere Zahl. Binnen zwölf 

Monaten kamen mehr als 800.000 

Flüchtlinge nach Deutschland, davon 

über 45.000 nach Hamburg. 

Aber wer ist da eigentlich zu uns 

gekommen? Welche Talente und Trau-

mata bringen diese Menschen mit? 

Wer kann dafür sorgen, dass Integ-

ration gelingt? Angetrieben von sol-

chen Fragen, beginnt die Redaktion 

ein Rechercheprojekt, das über vier 

Monate geht. Fazit: Die Geschichte der 

Flüchtlinge beginnt erst jetzt. 

Die Ergebnisse der Recherche münden 

in eine Serie, die genau das erzählt, 

was der Titel verspricht: „Wie die 

Flüchtlinge Hamburg verändern”. Die 

Redaktion nimmt alle Bereiche unter 

die Lupe: Demografie, Schule, Univer-

sitäten, Arbeitsmarkt, Gesundheits-

wesen, Sicherheit, Stadtentwicklung. 

Sie zeigt, was sich durch die Neuan-

kömmlinge wandelt, wandeln muss. 

Sie bringt neue Fakten in eine hoch-

emotionale Debatte, erfreuliche wie 

ernüchternde. 

Vor allem zeigt sie nicht nur die Zah-

len, sondern auch die Menschen dahin-

ter. Es sind die Flüchtlinge selbst, die 

mit der neuen Situation kämpfen, die 

lernen und studieren oder ins Abseits 

abgleiten. Ebenso Menschen, die als 

Lehrer, Arbeitsvermittler, Therapeu-

ten oder Unterkunftsmanager für die 

Flüchtlinge und mit ihnen arbeiten. Um 

die Gesichter der Integration sichtbar 

zu machen, hat die Redaktion die Serie 

mit Texten, Videos und Grafiken auch 

multimedial aufbereitet. 

Zwei Erkenntnisse der Redaktion aus 

dem Rechercheprojekt: Es ist wichtig, 

auch beim so oft diskutierten Thema 

Flüchtlinge noch die Bereitschaft für 

neue Perspektiven zu bewahren. Und: 

Die Menschen, die hierher kamen, hal-

ten uns einen Spiegel vor – der Blick 

hinein lohnt sich. 

Sonnabend/Sonntag, 24./25. September 2016 38
2016

ZuTischHamburgs 100 beste Restaurants – heute: das JellyfishRoter FadenAntje Holst, gute Seele für Kinder im KongoGartenWenn die Frau beim Pflanzenkauf die Preisbremse tritt

Gestern&HeuteVor 20 Jahren fiel das Todesurteil für Altenwerder Junior Schwimmen für einen sehr guten ZweckVonMensch zuMenschNeue Beraterin für bedürftige Senioren

iStock getty images

Wie schafft Hamburg das?
Ein Jahr ist es her, dass der Flüchtlingszustrom seinen Höhepunkt erreichte. Zeit für eine Z�ischenbilanz. Wie �iele
Menschen bis jetzt tatsächlich kamen, �ie sich dadurch die Stadt �erändert und �or �elchen Problemen amtliche und frei�illige
Helfer jetzt stehen � �on diesem Wochenende an in einer zehnteiligen Serie
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Die „Kölner Silvesternacht” ist zur Chiffre geworden für einen 

Stimmungswandel in der „Flüchtlingskrise”. Die Redaktionen von 

Stadt-Anzeiger und Express sitzen mittendrin – auch als Ziel pole-

mischer Vorwürfe. Sie reagieren, indem sie akribisch recherchieren 

und professionell berichten.

Nach den Exzessen sexualisierter 

Gewalt in der Umgebung des Kölner 

Doms werden auch die Medien schnell 

mit Anschuldigungen konfrontiert. Sie 

würden nicht offen und wahrheitsge-

mäß berichten, Tatsachen unter den 

Teppich kehren oder beschönigen. Die 

Redaktion des Kölner Stadt-Anzeigers 

– und ebenso die des Express – setzen

mit Professionalität und größtmögli-

cher Offenheit dagegen. Sie recher-

chieren die Hintergründe akribisch 

und investigativ, berichten umfassend 

und kommentieren kritisch. Sie setzen 

mit ihrer Arbeit Maßstäbe. So ist die 

Berichterstattung der Zeitungen unter 

anderem eine ständige Referenzgröße 

im parlamentarischen Untersuchungs-

ausschuss des Düsseldorfer Landtags. 

Mit exklusiven Recherchen treiben die 

Journalisten von Anfang an die Aufklä-

rung der Ereignisse voran. Sie berich-

ten detailreich über die Abläufe und 

das Ausmaß der Exzesse und widerle-

gen damit die offiziellen Darstellungen 

der Polizei über eine „friedliche Silves-

ternacht”. Sie zitieren aus Einsatzbe-

richten, sprechen mit Polizisten und 

decken Vertuschungsversuche von 

Politik und Verwaltung auf. Sie reden 

mit Opfern der sexualisierten Gewalt 

und belegen, wie schwerwiegend die 

Übergriffe waren und wie schwierig die 

juristische Aufarbeitung ist. Sie infor-

mieren über die Tatverdächtigen und 

ihre Herkunftsländer, auch hier oftmals 

im Widerspruch zu Verlautbarungen 

der Polizei und der Politik. Sie fordern 

sofort eine schonungslose Aufklärung 

und personelle Konsequenzen. Und 

sie verschaffen den Leserinnen und 

Lesern einen Überblick in der hitzi-

gen und oft verwirrenden Informati-

onslage. Immer wieder wird die Fülle 

investigativer Einzelrecherchen zu 

einem Gesamtbild zusammengesetzt 

und der lange Atem der Redaktion 

dokumentiert.

Die Redaktion hat damit nicht nur vor-

bildliche Aufklärungsarbeit geleistet. 

Sie hat überdies die „Kölner Botschaft” 

initiiert, die der aufgeheizten Debatte 

eine Stimme der Vernunft entgegen-

setzt. (siehe eigener Beitrag im Preis-

träger-Kapitel)
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Mit dem Anschlag eines 17-jährigen Flüchtlings in einer Regionalbahn bei Würzburg erreicht  

der islamistische Terror Deutschland. Die Main-Post-Redaktion bündelt ihre Kräfte und schafft  

die Gratwanderung zwischen umfassender Information und zurückhaltender Berichterstattung. 

Das Attentat am Abend des 18. Juli 

2016 ist für die Main-Post-Redaktion 

ein Schock. Das Redaktionsgebäude 

steht nur gut einen Kilometer von der 

Stelle, an der der Regionalzug zum 

Stehen kam. Noch in der Tatnacht sind 

mehrere Reporter am Tatort und am 

Lagezentrum der Hilfsorganisationen 

und berichteten bis in die Morgenstun-

den, teilweise live via Facebook auf der 

Main-Post-Seite.

In den Folgetagen werden in der 

Tageszeitung und online viele Facetten 

der schrecklichen Tat aufgearbeitet, 

Hintergründe sowie mögliche Folgen 

beleuchtet, Kommentare geschrieben 

und neue Details recherchiert. Die Sei-

tenstruktur der Zeitung wird aufge-

hoben, damit lange Themenstrecken 

Platz haben. Auch Arbeitsprozesse in 

der Redaktion werden geändert, Kolle-

gen der Lokalredaktionen in Würzburg 

und Ochsenfurt mit ins Boot genom-

men. Insgesamt arbeitet ein Dutzend 

Kolleginnen und Kollegen intensiv an 

dem Thema.

In der Ausnahmesituation, in der 

sich die Redaktion befindet, hat sich 

bewährt, dass alle Kollegen an cross-

mediales Arbeiten und digitales Produ-

zieren gewöhnt sind. Ab dem 19. Juli 

schaltet die Redaktion einen Scribble-

Live-Kanal frei, in dem umfassend 

und aktuell sowie über mehrere Tage 

fortlaufend über das Attentat und die 

Folgen berichtet wird. Mit Facebook-

Live-Videos übertragen die Kollegen 

in der Nacht erste Einschätzungen aus 

dem Lagezentrum und die Pressekon-

ferenz am Tatort.

Die Redaktion reagiert nicht nur 

schnell, sie beweist auch langen Atem. 

Sie baut Kontakt zu der chinesischen 

Familie auf, deren Mitglieder bei dem 

Attentat schwer verletzt wurden, und 

gibt den Opfern eine Stimme. In einem 

Rückblick am Jahresende spricht die 

Redaktion mit den behandelnden Ärz-

ten des Würzburger Klinikums und mit 

den Verantwortlichen aus dem Dorf, 

in dem der Attentäter zuletzt unter-

gebracht war. 

Die Resonanz der Leserschaft bestätigt 

die Arbeit der Redaktion. Man habe, so 

die Main-Post, viel Lob für die zurück-

haltende, nicht reißerische und nicht 

spekulative Art der Berichterstattung 

erhalten. 
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„Seit Montag haben wir ein
Kriseninterventionsteam

in der Schule.“

Schulleiter Michael Hümmer,
Gaukönigshofen

........................

........................

„Das ist
eine

Tragödie.“

Bürgermeister Bernhard Rhein,
Gaukönigshofen

........................

Das geschockte Dorf
Reaktionen: In Gaukönigshofen, wo der Attentäter seit zwei Wochen in einer Pflegefamilie gelebt hatte, ist nichts mehr, wie es war.

Die Schule wird von Polizisten bewacht. Die Bewohner sind fassungslos und fragen: Wer war dieser Riaz Khan Ahmadzai?

......................................................................................................

Von unserem Redaktionsmitgliedern
THOMAS FRITZ und BENJAMIN STAHL

......................................................................................................

A m Sonntag saß er noch mit seiner
Pflegefamilie beim Pfarrfest in
Gaukönigshofen (Lkr. Würzburg).
Entspannt und friedlich. Zwölf

Stunden später fährt Riaz Khan Ahmadzai
auf dem Gaubahnradweg mit dem Fahrrad
zumOchsenfurter Bahnhof, steigt in den Re-
gionalzug nach Würzburg, packt kurz da-
nach auf der Toilette Axt und Messer aus,
geht auf Reisende los, richtet ein Blutbad an.
Aus heiterem Himmel ist bei dem bisher un-
auffälligen Jungen eine Sicherung durchge-
brannt. Er wird zum Attentäter – und das be-
schauliche Gaukönigshofen, wo er die letz-
ten zwei Wochen bei einer Pflegefamilie leb-
te, rückt plötzlich in den Mittelpunkt der
Welt.

Dienstagfrüh in Gaukönigshofen. Die
Straßen sind leer. Kein Mensch weit und
breit. „Das ist hier immer so“, sagen die bei-
den Bäckereiverkäuferinnen. Das Attentat
des Jungen ist Tagesthema im Laden. Viele
aus dem Ort sind fassungslos. Bedrückt. Ge-
schockt. Auch,
wenn hier jeder je-
den kennt, über den
afghanischen Jun-
gen wissen die bei-
den Frauen nichts.
Er wohnte ja auch
erst seit kurzem in
Gaukönigshofen.

Ein paar Hundert
Meter weiter wohnt
die Pflegefamilie.
Polizisten schirmen sie ab. Ebenso die Kinder
der Mittelschule. Zwei bewaffnete Kriminal-
beamte stehen vor dem Pausenhof, auf dem
die Schüler fröhlich tollen. Fernsehteams
versuchen, an sie ranzukommen. Schulleiter
Michael Hümmer schickt sie weg. Schützend
stellt er sich vor seine Schüler, die plötzlich
auch im Mittelpunkt des Geschehens ste-
hen. Auch an ihn wenden sich die Journalis-
ten. Er weist sie ab.

„Seit Montag haben wir ein Kriseninter-
ventionsteam in der Schule. Psychologen,
die uns bis zum Ende dieser Woche beglei-
ten“, sagt er. Denn es gebe durchaus Schüler,

die Angst haben. Vor allem in den Klassen,
die Riaz gut gekannt haben, seien die Psy-
chologen präsent. Über Riaz Khan Ahmad-
zai, der eine der beiden Übergangsklassen an
der Mittelschule besucht hat, will Michael
Hümmer nicht sprechen. Am Dienstag nach
dem Attentat hat er vor Unterrichtsbeginn
alle 180 Schüler zusammengerufen, um ih-
nen von den schrecklichen Ereignissen in
der Nacht zu berichten. „Ich habe alle Fakten
dargelegt, die bis dahin bekannt waren“, sagt
er. Auch, dass Riaz nun nichtmehr am Leben
ist. Spontan sollen im Gedenken an ihren
Mitschüler einige seiner Klassenkameraden
dann auch zum Haus der Pflegefamilie ge-
gangen sein.

Für Mittwochabend hat Michael Hümmer
alle Eltern eingeladen. Zusammen mit den
Psychologen will er auch sie über die Ge-
schehnisse informieren. Neuere Erkenntnis-
se über den 17-jährigen Riaz und den Ablauf
habe er zwar auch nicht, er will den Eltern
aber die Möglichkeit zum Gespräch geben –
und sie beruhigen.

Für Michael Hümmer ist es jetzt ganz
wichtig, zurück zur Normalität zu finden.

Ein Stück weit sei
diese einen Tag nach
dem Attentat auch
schon eingekehrt.
Und das, obwohl die
Schüler jetzt auch
die Tragweite der Tat
kennen.

Dann ist die Pause
zu Ende. Die Schüler
gehen zurück in ihre
Klassenzimmer. Die

Polizei zieht wieder ab. Erst zumUnterrichts-
ende stehen die Beamten wieder vor der
Schule. Normalität ist das noch nicht.

In einem schattigen Innenhof sitzen drei
junge Frauen aus Gaukönigshofen. Auch sie
sprechen über die Vorfälle, wollen ihren Na-
men aber nicht nennen. Wie die Pflegefami-
lie des afghanischen Jungen haben auch sie
sich im örtlichen Helferkreis engagiert. Für
sechs Monate lebten in einer Notunterkunft
etwa 60 Flüchtlinge im Ort. Die Frauen
haben Essen ausgeteilt, die Flüchtlinge mit
Kleidern versorgt, sind mit einigen der Män-
ner spazieren gegangen, haben sich ange-

freundet. „Gaukönigshofen ist am Arsch der
Welt. Plötzlich sind wir der Mittelpunkt“,
sagt eine von ihnen. Natürlich haben sie
nicht damit gerechnet, dass ausgerechnet
einer aus ihrem Ort, in dem sich fast 80 Frei-
willige um Flüchtlinge gekümmert haben, zu
solch einer Tat in der Lage war.

Aber ja, sie würden wieder helfen. Sie
stünden wieder bereit, wenn sie gebraucht
würden, sagen sie. Aber nicht mehr so unbe-
schwert wie vorher. „Ich hätte dann schon
Angst“, sagt eine der Frauen. Riaz, den Jun-
gen aus Afghanistan, kennen sie nur flüchtig.
Eine der Frauen hat ihn am Sonntagabend,
kurz nach acht noch mit seinem Fahrrad in
Gaukönigshofen gesehen. Der Frau stockt
der Atem. „Heute weiß ich, dass ich da eine
tickende Zeitbombe gesehen habe. Bei dem
Gedanken läuft es mir eiskalt über den Rü-
cken.“ Die Frau kennt die Pflegfamilie gut.
Spontan hat sie sie am Dienstag in den Arm
genommen, ihr Mitgefühl ausgedrückt. „Die
haben es gut gemeint. Damit hat ja niemand
rechnen können.“

Bernhard Rhein ist Bürgermeister des klei-
nen Ortes. 1123 Menschen leben in Gaukö-
nigshofen, weitere 1400 in den Ortsteilen.
„Das ist eine Tragödie“, sagt er. Sein Mitge-
fühl gilt den Opfern. Aber auch Riaz tue ihm
leid. Bei der Pflegefamilie des Jungen war er
noch nicht. An diesemDonnerstag will er sie
besuchen. Mittwochnachmittag wollte die
Familie den Jungen im Rathaus anmelden,
erzählt der Bürgermeister. Er hofft nun, dass
durch den Vorfall die Integrationsbemühun-
gen im Ort nicht nachlassen. Viele aus dem
Helferkreis hätten noch Kontakt zu den
Flüchtlingen, die vorübergehend in der Not-
unterkunft lebten. Sie helfen bei der Woh-
nungssuche, vermitteln Arbeitsplätze, helfen
bei Sprachproblemen. Bernhard Rhein sorgt
sich auch um den Ruf der Mittelschule. Hier
werde eine hervorragende Integrationsarbeit
geleistet. „Hoffentlich kommt das dadurch
nicht ins Stocken.“

Auch Paul Lehrieder denkt so. Der CSU-
Bundestagsabgeordnete wohnt in Gaukö-
nigshofen, war lange Zeit hier Bürgermeister.
„Riaz Kahn Ahmadzai hat den positiven An-
sätzen der Integration einen Bärendienst er-
wiesen“, sagt er. Nach Informationen der Re-
daktion haben bereits Familien, die Pflege-

kinder aufgenommen haben, diese wieder in
die Obhut des Jugendamtes gegeben. Aus
Angst, sie könnten ein ähnliches Schicksal
erleiden, wie die Familie in Gaukönigshofen.

Unterdessen kamen Zweifel an der Her-
kunft von Riaz Kahn Ahmadzai auf. Am
Dienstagabend wurden Vermutungen laut,
wonach der Attentäter nicht aus Afghani-
stan, sondern aus Pakistan stammen könnte.
Auch am Mittwoch klärten die Ermittler die-
se Spekulation auf Nachfrage der Redaktion
noch nicht auf.

Unter Berufung
auf Sicherheitskreise
hatten Medien be-
richtet, man habe
ein pakistanisches
Dokument im Zim-
mer des 17-Jährigen
gefunden. So könnte
er sich nur als Afgha-
ne ausgegeben ha-
ben, um in Deutsch-
land leichter Asyl zu
bekommen – keine seltene Praxis, wie es aus
dem pakistanischen Innenministerium
heißt. Im Gegensatz zu Afghanen würden
Pakistaner in der Regel als Wirtschaftsflücht-
linge angesehen und schnell wieder zurück-
geschickt. Rund 90 000 allein im Jahr 2014.

Allerdings gibt es auch eine andere mögli-
che Erklärung für die Papiere: Viele Afgha-
nen besitzen pakistanische Dokumente, zum
Beispiel weil sie eine Weile in Pakistan gelebt
haben. Der junge Attentäter könnte sich dort
als Flüchtling aufgehalten haben. Viele Mil-
lionen Afghanen sind in den vergangenen
Jahrzehnten vor Krieg nach Pakistan geflo-
hen. Derzeit leben immer noch rund 1,5Mil-
lionen registrierte und geschätzt eineMillion
unregistrierte Afghanen dort. Im Frühjahr
stammten bis zu 20 Prozent der afghani-
schen Flüchtlinge in Europa aus den Flücht-
lingslagern im Iran oder in Pakistan.

Bundesinnenminister Thomas de Mai-
zière (CDU) sah amMittwoch keinen Anlass,
an der afghanischen Nationalität des Atten-
täters zu zweifeln. Gegen die Annahme, dass
es sich um einen Pakistaner handle, spreche
der Hinweis auf das möglicherweise auslö-
sende Motiv für den Anschlag: der Tod eines
Freundes in Afghanistan. Ferner liege ein An-

trag auf Zusammenführung der Familie vor –
dieser beziehe sich auf Afghanistan. Nicht
auf Pakistan.

Zudem spricht der Attentäter in dem vom
sogenannten Islamischen Staat veröffentli-
chen Drohvideo eine der beiden Haupt-Lan-
dessprachen Afghanistans, Paschtu. Diese
Sprache wird zwar auch in Pakistan gespro-
chen, vor allem in den Grenzgebieten zu
Afghanistan. Akzent und Vokabular von Riaz
Khan Ahmadzai scheinen aber eher auf eine
afghanische Herkunft zu deuten, hieß es. Für

einen Nicht-Mutter-
sprachler, etwa in
einer Flüchtlingsre-
gistrierungsstelle, sei
es allerdings unmög-
lich, das zweifelsfrei
zu unterscheiden,
erklärt Orientalist
Matthias Hofmann
im Gespräch mit der
Redaktion. Als Re-
serveoffizier der

Bundeswehr war Hofmann unter anderem
als landeskundlicher Berater in Afghanistan
eingesetzt.

Was die Radikalisierung oder eine mögli-
che Nähe zum Islamischen Staat angeht, ma-
che es „keinen Unterschied, ob der Attentä-
ter aus Pakistan oder Afghanistan“ stammte,
so Hofmann weiter. Zwar versuche der IS in
beiden Ländern Fuß zu fassen und Anhänger
zu gewinnen. Echten Einfluss auf die Bevöl-
kerung habe der IS dort aber noch nicht.

Die schreckliche Tat hat den Terror nach
Mainfranken getragen. Die Idylle ist zerstört,
und auch viele Flüchtlinge können die Tat
nicht verstehen. AmMittwoch trafen sich in
der Würzburger Innenstadt rund 25 syrische
Flüchtlinge zu einer Kundgebung, um sich
von dem Angriff des 17-jährigen Riaz in
einem Regionalzug zu distanzieren. Die
Demonstration stehe unter dem Motto
„Nicht in meinem Namen“, sagten Sprecher
von Veranstaltern und Polizei. Die Polizei be-
stätigte, dass eine Demonstration ordnungs-
gemäß angemeldet worden sei. Die Flücht-
linge aus Ochsenfurt und Würzburg hätten
die Demonstration selbst und auf eigene Ini-
tiative organisiert, sagte eine Sprecherin des
Ochsenfurter Helferkreises.

Ein Polizeiauto passiert das Kolpinghaus in Ochsenfurt. Hier hat der Amokläufer gewohnt,
bevor er vor kurzem nach Gaukönigshofen gezogen ist. FOTO: KARL-JOSEF HILDENBRAND, DPA

Die Mittelschule Gaukönigshofen hat Übergangsklassen für geflüchtete Kinder und Jugendliche. Auch Riaz Khan Ahmadzai war dort im
Unterricht. FOTO: THOMAS OBERMEIER

Idylle im Ochsenfurter Gau: In Gaukönigshofen war Riaz Khan Ahmadzai, der Attentäter
von Würzburg, zuletzt bei einer Pflegefamilie untergebracht. FOTO: THOMAS FRITZ
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Wie wichtig ist es in einer seit Jahrzehnten von der SPD regierten Stadt wie Dortmund, dass Führungs-

kräfte das „richtige” Parteibuch haben? Die Redakteurin geht dieser Frage nach. Sie erntet peinliches 

Schweigen – und antwortet darauf mit intensiver Recherche. 

Eine der wichtigsten Aufgaben des 

Lokaljournalismus ist es, die Arbeit der 

Stadtoberen und Politiker kritisch zu 

beleuchten und so den Leserinnen und 

Lesern die Möglichkeit zu bieten, sich 

eine Meinung zu bilden. Dies tut Lokal-

redakteurin Gaby Kolle, indem sie eine 

scheinbar einfache Frage stellt: „Sind 

Sie Mitglied einer politischen Partei? 

Wenn ja, welcher und seit wann?” 17 

Führungskräfte städtischer Gesell-

schaften bittet die Redakteurin um 

Auskunft. 

Die Frage rührt offenbar an ein Tabu. 

Die Mehrheit verweigert die Auskunft, 

andere antworten nur zögerlich, einer 

lässt rechtlich prüfen, ob er antworten 

muss, und rät seinen Kollegen, erst 

einmal nicht zu reagieren. 

Kolle berichtet detailliert über das 

Ergebnis der Umfrage. Doch sie 

belässt es nicht dabei. Gründlich und 

umfangreich recherchiert sie die Hin-

tergründe zu den Führungskräften und 

den städtischen Unternehmen. Und da 

die Antworten der Befragten oft aus-

bleiben, liefert sie stattdessen Zahlen 

über Umsätze und Bilanzen der Gesell-

schaften, beschreibt im Realitätscheck 

objektiv die fachlichen Qualifikationen 

der Chefs und macht die unterschiedli-

chen Reaktionen der Befragten öffent-

lich. Zusätzlich kommentiert sie das 

peinliche Schweigen und nimmt Stel-

lung zu Filzvorwürfen. 

Die Artikel lösen einen Dialog mit 

Lesern, Politikern und den befragten 

Führungskräften aus. Während der 

Dortmunder Oberbürgermeister die 

Geschichte für überflüssig und tenden-

ziös hält, bedanken sich die Leser in 

Briefen und Gesprächen für die faire, 

ausgewogene und kritische Bericht-

erstattung. 

ie aktuellen politischen Diskussio-
nen um Flüchtlinge, Integration, Is-
lamisierung und zunehmende „Kopf-

tuch-Dichte“ machen einen 82-Jährigen
echt traurig. Der gehbehinderte Mann
schilderte der Redaktion ein Erlebnis, das
uns alle ermahnen soll, die Dinge differen-
zierter zu betrachten. Als der Senior in Bra-

ckel in den Bus stieg und im Gang stehenblieb, bot ihm eine
Frau mit Kopftuch einen Platz an. Sie wollte ihren etwa
dreijährige Sohn auf den Schoß nehmen. Der alte Mann
lehnte ab, da er schon an der nächsten Haltestelle wieder
aussteigen wollte. „Aber schön festhalten“, ermahnte ihn
das Söhnchen der Frau. „Darüber habe ich mich sehr ge-
freut“, erzählte uns der 82-Jährige. Ihre Ulrike Böhm-Heffels

D

Ein anderer Blickwinkel
GUTEN MORGEN

Es überrascht nicht, dass die
meisten Unternehmensspit-
zen im Stadtkonzern eine rote
Kladde mit den drei Buchsta-
ben SPD ihr Eigen nennen.
Ein Parteibuch – bei der CDU
ist es eine Mitgliedskarte –
heißt nicht gleich Qualitäts-
killer. Doch die Betroffenen
selbst haben sich bei der Re-
cherche zu großen Teilen mit
Auskünften zu ihrer Parteizu-
gehörigkeit bedeckt gehalten,
haben wiederholte Anfragen
unkommentiert ignoriert
oder erklärt, bei ihnen sei das
anders gewesen. Allein die
Anfrage hat schon im Vorfeld
der Berichterstattung zu Dis-
kussionen unter Betroffenen
geführt. Sogar eine rechtliche
Prüfung wurde in Auftrag ge-
geben, ob man überhaupt zur
Auskunft verpflichtet sei.

31 Unternehmen
Ob Bus und Bahn, Müllabfuhr,
Energie- und Wasserversor-
gung, Kliniken oder Senioren-
heime – Daseinsvorsorge bei
der Stadt Dortmund läuft heu-
te vielfach nicht mehr über die
klassischen Ämter, sondern
über städtische Gesellschaften
wie DSW21, DEW21 und EDG
sowie wirtschaftlich und orga-
nisatorisch selbstständige Ei-
genbetriebe. Die Stadt Dort-
mund ist an 31 Unternehmen
direkt beteiligt, die Untertöch-
ter der Stadttöchter nicht mit-
gerechnet. Damit hat die Stadt
einige lukrative Vorstands-
und Geschäftsführerposten zu

vergeben. Vor rund acht
Jahren gab es bei der Stadt
eine zwischenzeitliche Um-
kehr vom Automatismus
„Parteibuch gleich Posten“.
Es wurden für die Entsor-
gung Dortmund (EDG),
den Flughafen, den heimi-
schen Energieversorger
DEW21, die Westfalenhal-
len und das Klinikum fach-
lich ausgewiesene Bran-
chenprofis verpflichtet.
Doch gleichzeitig ließ man
die meisten kurz darauf
wissen, dass der Eintritt in
die SPD gern gesehen wür-
de.

Fachliche Qualifikation
Wer in einem stadteigenen
Unternehmen keine ausrei-
chende politische Lobby hat,
droht zu scheitern. Ein aktu-
eller Fall ist der von DEW-
Chef Dr. Frank Brinkmann.
Sein Vertrag soll über 2017
hinaus nicht verlängert wer-
den. Als diese Nachricht bei
der DEW-Belegschaftsver-
sammlung verkündet wur-
de, erklärte der Betriebsrats-
vorsitzende Dirk Wittmann,
man werde bei der Fin-
dungskommission für Brink-
manns Nachfolge darauf
drängen, dass „die fachliche
Qualifikation im Vorder-
grund steht und nicht das
Parteibuch.“ Gaby.Kolle

@ruhrnachrichten.de
➔ Seite 2 und 3: Parteibuch

Schweigen auf
die Frage nach
Parteibuch

Bei städtischen Unternehmenslenkern
Die einen nennen es Parteien-
filz, die anderen eine logische
Folge der Kommunalwirt-
schaft: Auf den Teppichetagen
von städtischen Unternehmen
sitzen viele Vorstände und Ge-
schäftsführer mit Parteibuch,
meist dem der SPD. Doch wer
in diesen Chefsesseln Platz
nimmt, sollte vor allem die
fachliche Eignung dazu haben.
Soweit die Theorie. Wir haben
einen Realitätscheck gemacht.

�  Die Geschäftsführung
wird in der Regel von
der Gesellschafterver-
sammlung beziehungs-
weise dem Aufsichtsrat
bestellt und abberufen.

� Allerdings sollen sol-
che Entscheidungen
vorab im Rat bezie-
hungsweise im Finanz-
ausschuss beraten und
bestätigt werden.

.................................

Das Verfahren

KURZ BER ICHTET

Auf einer Zeitungs-Doppelseite haben wir am Samstag
(17. 9.) eine Geschichte über die Folgen einer Raserei auf
dem Ostwall veröffentlicht („Der Tod ist schneller als du
denkst“). Jetzt ist sie, mit Fotos und Videos multimedial
aufbereitet, auch im Internet abrufbar. Der Text schildert
den Unfall aus Fahrersicht. www.RuhrNachrichten.de/Raser

Raser-Geschichte jetzt auch im Internet

ANZEIGE

Einladung zum Patientenforum:

Soweit die Füße tragen.
Moderne Verfahren der Fußchirurgie

Chefarzt Dr. Benedikt Leidinger,

Fuß- und Sprunggelenkchirurgie

Donnerstag,

29. September 2016, 18.00 Uhr

Virchowstraße 4 · 44263 DortmundWir bitten um Anmeldung unter Tel. 02 31 / 94 30 - 355

Eine Demonstration mit etwa
1000 Teilnehmern gegen
rechtsextreme Gewalt führt
am heutigen Samstag (24.9.)
durch die Nordstadt bis zur
Reinoldikirche in der Innen-
stadt. Betroffen sind Kurfürs-
tenstraße, Uhlandstraße,
Mallinckrodtstraße, Stein-
straße, Königswall und die
Kampstraße. Start ist gegen
13 Uhr am Nordausgang des
Hauptbahnhofs. Die Demons-
tration endet nachmittags an
der Reinoldikirche.
DSW21 kündigte gestern

an, dass die Buslinien 412,
452, 453, 460, 475, der Flug-
hafen-Express und die S30

zwischen 11 und 19 Uhr Um-
leitungen fahren müssen.
Die Demonstranten der „Es

reicht“-Kampagne protestie-
ren gegen rechtsextreme Ge-
walt in Dortmund.
Polizeipräsident Gregor

Lange appellierte an alle Teil-
nehmer, ausschließlich fried-
lich zu demonstrieren. Aktu-
ell steige das Aggressionspo-
tenzial der Rechtsextremisten
im Stadtteil Dorstfeld spür-
bar, sagte Gregor Lange. Die
Szene radikalisiere sich zu-
nehmend. Die Polizei unter-
stütze das Engagement gegen
den Rechtsextremismus aus-
drücklich. ban

Samstag: Demonstration in der Innenstadt

1000 Demonstranten
sagen: „Es reicht“

Noch ist es keine ausgemachte
Sache, dass die Blitzer-Säulen
im Stadtgebiet – wie von der
Verwaltung geplant – von
sechs auf elf fast verdoppelt
werden (wir berichteten). Ges-
tern im Finanzausschuss gab es
Ablehnung und Diskussionsbe-
darf. Für Lars Rettstadt
(FDP/Bürgerliste) hat das „was
von Abzocke“ und auch Uwe
Kowalewski (Linke & Piraten)
fand es „ein bisschen schräg“,
dass die Verwaltung bereits
Standortvorschläge für die Ra-
darsäulen gemacht hat, ob-
wohl diese als Gefahrenstellen

noch zu untersuchen seien.
Auch Sascha Mader (CDU)

sprach sich gegen stationäre
Blitzer aus, „nur damit die
doofen Münster- und Sauer-
länder dareinfahren.“ Wer
mehr Verkehrssicherheit wol-
le, müsse mehr Radarwagen
einsetzen. Allerdings würden
die noch mehr Personal bin-
den, als die vomOrdnungsamt
beantragten elf Stellen. Der
Rat sollte eigentlich nächste
Woche darüber entscheiden.
Jetzt machen die Vorschläge
noch eine Runde durch meh-
rere Ausschüsse. ko

Diskussion im Finanzausschuss

Politik gegen „Abzocke“
mit Blitzersäulen

Nach dem größten Weih-
nachtsbaum der Welt soll
Dortmund nun auch den
größten freistehenden Ad-
ventskalender der Welt be-
kommen: Dazu werden insge-
samt 30 Seecontainer zu ei-
nem Koloss in den Abmessun-
gen 15 Meter Länge, 13 Meter
Höhe und sechs Meter Breite
aufgetürmt und natürlich
weihnachtlich verkleidet.
Der gigantische Adventska-

lender aus Stahl wiegt dann
64,5 Tonnen und überrascht
Besucher des Weihnachts-
marktes schon an der Kamp-
straße, direkt vor der Petrikir-
che. Jeden Tag soll ein mög-
lichst prominenter Mensch
ein Türchen, also eine Contai-
nerklappe, öffnen. Dahinter
wartet eine Überraschung auf
die Zuschauer: Täglich von
17.45 bis 18.15 Uhr läuft ein
kleines Programm mit Musik,
Gesang, Puppen- oder Thea-
terspiel.
Die Besucher werden aber

auch Zeugen der täglich gu-
ten Tat. Das ist die Ursprungs-
idee vom Container-Kalender.
Entwickelt haben sie Spedi-
teur Rainer Bloedorn vom
gleichnamigen Container-
dienst, die Schausteller
Hans-Peters Arens und sein
Sohn Patrick als Weihnachts-
markt-Veranstalter und der
Verein Kinderlachen. Vereins-
sprecher Jörg Drews erklärt
das Prinzip: „Wir suchen noch
Sponsoren, die für 8000 Euro
und gerne auch mehr einen

Container ‚kaufen‘. Das Logo
des Sponsors steht dann auf
dem Container, und das Geld
kommt direkt Hilfsprojekten
von Kinderlachen zugute.“
Der jeweilige prominente
Türchen-Öffner, darunter
Kinderlachen-Botschafter
und „Prinzessin Lillifee“, soll
möglichst vor Ort den Scheck

an einen Vertreter des Hilfs-
projektes überreichen.
Auch an die kleinen Besu-

cher werden Geschenke ver-
teilt. Der riesige Adventska-
lender wird flankiert durch
ein knappes Dutzend neuer
Weihnachtsmarktbuden an
dieser markanten Eingangs-
pforte zur City.

Eine Überraschung wartet
auch auf dem Hansaplatz.
Dort legt die Gerüstbaufirma
Weise am 18. Oktober um 16
Uhr wieder den Grundstein
zu dem mit 45 Metern höchs-
ten Weihnachtsbaum der
Welt. Er erhält in diesem Jahr
ein gründliches Facelift.

Ulrike Böhm-Heffels

......................................................
Weihnachtsmarkt ist vom
17. November bis 30. De-

zember. Geschlossen ist der
Markt am 20. November (To-
tensonntag) und am ersten
Weihnachtstag.
Interessenten für Container
wenden sich an Jörg Drews,
Tel. 99337364

i

Die nächsteWeihnachts-Überraschung
Vor der Petri-Kirche soll der weltgrößte freistehende Adventskalender entstehen

Wer vom Bahnhof in Richtung Innenstadt geht, könnte vorWeihnachten so von dem Adventskalender nahe der Petrikirche
empfangen werden. An dem endgültigen dann gerade aufgestelltenModell wird noch gefeilt. RN-FOTO (A) SCHÜTZE/MONTAGE OHLRICH
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5000 Pakete pro Stunde
Die Deutsche Post DHL hat ihre neue Zustellbasis auf der
Westfalenhütte in Betrieb genommen. 5000 Pakete wer-
den dort pro Stunde automatisch sortiert. 12000 Pakete
pro Tag gehen an Kunden. ➔ Seite 7: 5000 Pakete

Treffpunkt im Hannibal
Einen Treffpunkt für alle Generationen gibt es jetzt im
Hannibal-Komplex in der Nordstadt . Das Angebot reicht
von der Kinderbetreuung bis zur Seniorenberatung.

➔ Dortmunder Zeitung (hinter den Stadtteilen): Treff

SängerMax Giesinger
im Interview

➔ Stadtleben: 80Millionen
x 2

ANZEIGE

Seit über 40 Jahren

Politik lokalPolitik lokal

Kontakt:

Hermann Beckfeld, Chefredakteur, Telefon: 0231/9059 4000, E-Mail: hermann.beckfeld@mdhl.de
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